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Verbraucherschutz und Ernährungskultur

Zukunftsfähige Gemeinschaftsverpflegung –  
eine politische Aufgabe
Welche Hürden überwunden werden müssen und was zum Erfolg beiträgt

von Julia Sievers

Etwa sechs Millionen Kinder essen ihr Mittagessen täglich in Kitas und Schulen. Die Kita- und Schul­
verpflegung hat damit einen großen Einfluss auf die Ernährungsgewohnheiten von Kindern. Es 
sollte daher zum Bildungsauftrag und zur Vorbildfunktion von Kitas und Schulen gehören, beim 
Essen auf Gesundheits-, Umwelt- und Klimaschutz zu achten. Eine nachhaltige Kita- und Schul­
verpflegung kann zudem über die große Menge der nachgefragten Lebensmittel wichtige Impulse 
für eine nachhaltigere Landwirtschaft geben. Dafür sind einige Hürden zu überwinden. Doch viele 
erfolgreiche Initiativen auf kommunaler Ebene machen Mut. Sie zeigen aber auch: Was in Kitas und 
Schulen auf den Tisch kommt, ist immer auch eine politische Aufgabe.

In einigen Orten zeigen bereits vorbildliche Initia
tiven, wie eine nachhaltige Gemeinschaftsverpflegung 
erfolgreich umgesetzt werden kann. Doch insgesamt 
ist die Gemeinschaftsverpflegung in Deutschland 
noch weit davon entfernt, zukunftsfähig zu sein. Eine 
umfassende Umstellung der Gemeinschaftsverpfle-
gung – gerade in Kitas und Schulen – spielt eine wich-
tige Rolle dafür, dass unser Ernährungssystem sich 
insgesamt in Richtung Gesundheit und Nachhaltigkeit 
entwickelt.1 Die Erfahrungen der letzten Jahrzehnte 
zeigen, dass politisch gesetzte, verbindliche Nachhal-
tigkeitsstandards für die Verpflegung in öffentlichen 
Einrichtungen nötig sind, um eine Transformation 
des Ernährungssystems zu beschleunigen. 

Nachfolgend sollen zwei zentrale Bausteine einer 
solchen Transformation vorgestellt und die oftmals 
damit verbundenen, für eine Umsetzung hemmend 
wirkenden Vorbehalte diskutiert werden: die Reduk-
tion des Einsatzes tierischer Produkte und die Erhö-
hung des Einsatzes von Biolebensmitteln.2 

Weniger Fleisch in der Verpflegung

Neben Umwelt-, Klima-, Tierschutz- und Welternäh-
rungsanliegen sprechen auch gesundheitliche Grün-
de dafür, weniger Fleisch zu essen.3 Aktuell essen die 
Deutschen im Durchschnitt eine um etwa dreimal hö-
here Fleischmenge pro Jahr als die Deutsche Gesell-

schaft für Ernährung (DGE) und die Planetary Health 
Diet4 empfehlen.

In ihren Qualitätsstandards für die Kita- und Schul-
verpflegung empfiehlt die DGE, es solle maximal ein­
mal pro Woche Fleisch in der Mittagsverpflegung 
angeboten werden. In einigen Orten sind die DGE-
Qualitätsstandards bereits feste Grundlage oder Ori-
entierungsrahmen für die Kita- und Schulverpflegung. 
Und die Ernährungsstrategie der Bundesregierung 
sieht vor, die DGE-Qualitätsstandards bis 2030 in der 
Gemeinschaftsverpflegung verbindlich zu etablieren.5 
Aktuell stehen jedoch in vielen Einrichtungen noch im-
mer mehrmals wöchentlich oder sogar täglich Fleisch 
und Fisch auf dem Speiseplan. Eine aktuelle Studie 
zeigt auf, dass nur 21 Prozent der Kita-Träger den 
DGE-Qualitätsstandard vollständig und zwölf Prozent 
teilweise umsetzen. 33 Prozent der Schulträger sorgen 
für eine vollständige Umsetzung und 14 Prozent für 
eine teilweise Umsetzung des Qualitätsstandards.6

Sorgen vor Akzeptanzproblemen 
Ein wesentlicher Grund für die schleppende Umset-
zung der DGE-Empfehlungen ist, dass sowohl Cate-
rer als auch Kita- und Schulträger Akzeptanzprobleme 
fürchten, wenn das Fleischangebot in der Kita- und 
Schulverpflegung reduziert würde. Diese Bedenken 
beruhen größtenteils auf Annahmen, persönlichen 
Eindrücken und individuellen Rückmeldungen ein-
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zelner kritischer Eltern und Kinder. Analysen der 
tatsächlichen Akzeptanz einer weitgehend pflanzen-
basierten Ernährung gibt es nur wenige.7 

Eine aktuelle Studie befragte Kita- und Schulträger 
zur Akzeptanz einer pflanzenbetonten Ernährung.8 
Laut Einschätzung der Träger liegt die Akzeptanz 
bei Kitakindern bei 64 Prozent und bei Schulkindern 
bei 40 Prozent (auf einer Skala zwischen 0 und 100 
Prozent). Die tatsächliche Akzeptanz bei den Kindern 
wurde in der Studie jedoch nicht ermittelt.

Nicht zu unterschätzen ist der Einfluss der Öf-
fentlichkeit und der Medien. Eine Reduktion des 
Fleischangebots wird gerne kritisch beurteilt, als Be-
vormundung dargestellt oder sogar als Fleischverbot 
gewertet. Dies lässt politische Entscheidungsträger 
vor ambitionierteren Nachhaltigkeitsvorgaben für 
die Verpflegung in öffentlichen Einrichtungen zu-
rückschrecken. 

Ernährungsbildung fördert die Akzeptanz 
Vorgaben für eine Neugestaltung der Verpflegung 
müssen durch eine umfassende Informations- und 
Bildungsarbeit begleitet werden, damit alle Betei-
ligten  – wie Schüler:innen, Eltern, Küchenpersonal 
und das pädagogische Personal – den Sinn der Ver-
pflegungsumstellung verstehen und schätzen lernen. 
Erfahrungen aus einem Projekt des Vereins Essen 
mit Zukunft9 lassen darauf schließen, dass durch eine 
solche Begleitung eine relativ hohe Akzeptanz einer 
pflanzenbasierten Ernährung erreicht werden kann.10 
So unterstützte der gemeinnützige Verein mit dem 
Projekt in Schleswig-Holstein fünf Schulen, vier Kitas 
und deren Caterer dabei, ihre Verpflegung auf we-
niger Fleisch und Fisch sowie mehr Biolebensmittel 
umzustellen. Argumente, die für diese Verpflegungs-
umstellung sprechen, wurden über Informations- und 
Bildungsarbeit Eltern, Schüler:innen und Personal 

Erfolgsbeispiele & Inspirationen

	■ Nachhaltigkeitskriterien in Ausschreibungen und Ver

trägen: Die Stadt Freiburg hat neben einem Mindest-
bioanteil von 30 Prozent verschiedene Nachhaltigkeits-
kriterien für die Ausschreibung der Schulverpflegung 
verankert. Ein innovativer Ansatz ist die Verknüpfung 
von Ernährungsbildung mit der Förderung einer regio-
nalen Schulverpflegung, in dem Cateringunternehmen 
verpflichtet werden, Schulen bei der Ernährungsbil-
dung zu unterstützen, indem sie Ausflüge von Schul-
klassen zu Lieferanten ermöglichen. Einige weitere 
Städte haben ebenfalls Mindestbioanteile in Aus-
schreibungen und Verträgen verankert und erfolgreich 
umgesetzt – z. B. Nürnberg, München und Tübingen.

	■ Nachhaltigkeitsvorgaben – auch auf Bundesebene: 

Deutschland kann bei der Förderung einer nachhal-
tigen Gemeinschaftsverpflegung viel von anderen 
Ländern wie Italien und Frankreich lernen. In Frank-
reich wurde z. B. bereits im Jahr 2012 ein verbindlicher 
Mindestbioanteil von 20 Prozent für die Außer-Haus-
Verpflegung festgelegt.

	■ Beratung wirkt: Im Rahmen des durch die Stadt Berlin 
geförderten Beratungsprogramms »Kantinen-Werk-
statt« hat die Kantine Zukunft unter anderem mehrere 
Kitas zur Umstellung auf eine pflanzenbasierte Ernäh-
rung mit Biolebensmitteln beraten. Eine Analyse zeigt, 
dass in Folge der Beratung der Bioanteil in 13 Kitas von 
anfänglich durchschnittlich 13 Prozent auf 81 Prozent 
gesteigert werden konnte. Auch andere Städte (z. B. 
München) und Bundesländer (z. B. Schleswig-Holstein) 
fördern Beratungsangebote für Caterer.

	■ Bioverpflegung muss nicht teuer sein: Der Kinderschutz-
bund Lübeck hat z.B. nach einer Beratung durch 

»Essen mit Zukunft« die Verpflegung von vier Kitas 
und zwei Schulen auf einen Bioanteil von 67 Prozent 
umgestellt, während die Mittagessenspreise für die 
Eltern konstant bei 3,57 Euro pro Essen geblieben sind. 
Ein weiterer Lübecker Caterer – die Piratenkombü-
se – setzt in der Kita- und Grundschulverpflegung fast 
ausschließlich Biolebensmittel ein – zu einem Preis 
zwischen 3,98 Euro (für vegetarische Gerichte) und 
4,28 Euro (für Fleisch- und Fischgerichte).

	■ Akzeptanz durch Bildungsarbeit steigern: »Essen mit 
Zukunft« unterstützt die Umstellung der Schulverpfle-
gung auf mehr Biolebensmittel und weniger tierische 
Produkte unter anderem durch Bildungsarbeit für 
Schüler:innen und deren Eltern. Damit wird die Zustim-
mung zu einer pflanzenbasierten Ernährung und einer 
Reduktion des Fleischangebots gesteigert und eine 
insgesamt hohe Akzeptanz erreicht.

	■ Potenziale von kommunalen Eigenbetrieben: In Stutt-
gart werden alle städtischen Kitas durch einen kom-
munalen Eigenbetrieb verpflegt – dabei kommen 
mehr als 50 Prozent Biolebensmittel und mehr als 
50 Prozent regionale Lebensmittel zum Einsatz. Vom 
kommunalen Eigenbetrieb gingen wichtige Nach
frageimpulse für die Umstellung auf »Bio« in der 
Region aus.

	■ Förderung von Verarbeitungsbetrieben: In Basel wur-
den mit dem Projekt »Genuss aus Stadt und Land« 
lokale Verarbeitungsstrukturen gefördert, um Lücken 
in Wertschöpfungsketten zu schließen. Fördermittel 
wurden unter anderem vom Bund und den Kantonen 
bereitgestellt. Daraus ist ein Verein mit 30 Mitglieds-
betrieben entstanden.
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ausführlich vorgestellt. Parallel dazu wurden die Ein-
stellungen und Akzeptanz bezüglich der Verpflegung 
analysiert. Interessanterweise befürwortete eine deut-
liche Mehrheit der Eltern – insgesamt zwei Drittel 
der an der Befragung teilnehmenden Personen – eine 
Reduktion des Fleischeinsatzes. Zudem zeigte sich, 
dass Eltern die Reduktion des Fleischangebots stär-
ker befürworten, wenn sie sich ausführlich über die 
Hintergründe der Verpflegungsumstellung informiert 
haben, im Vergleich zu Eltern, die sich wenig infor-
miert haben. 

Die Befragungen ergaben auch, dass immer noch 
viele Eltern und Schüler:innen nicht wissen, dass ein 
täglicher Fleischkonsum nicht nur klimaschädlich, 
sondern auch gesundheitsschädlich ist. Dies verdeut-
licht, dass Ernährungsbildung in Lehrplänen und im 
Unterricht allgemein mehr Raum einnehmen sollte als 
bisher. 

Schrittweise Reduktion und Preisanreize
Eine schrittweise Zurücknahme des Fleischangebots 
kann Zufriedenheit und Akzeptanz erreichen lassen, 
da der Geschmack auch eine Gewohnheitssache ist. So 
können sich die Kinder und Jugendlichen an das neue 
Speisenangebot gewöhnen.

Zusätzliche Anreize für die verstärkte Wahl vege-
tarischer Speisen können durch Preisdifferenzen ge-
setzt werden. Noch herrscht meist eine Mischkalku-
lation vor, d. h. die eigentlich vom Wareneinsatz her 
teureren Fleisch- und Fischgerichte werden oft zum 
gleichen Preis angeboten wie vegetarische Gerichte. 
Eine Strategie zur Akzeptanzförderung könnte daher 
sein, vegetarische Gerichte günstiger anzubieten als 
Fleisch- und Fischgerichte. Dies ist vor allem dann 
ein sinnvoller erster Schritt (bevor das Fleischangebot 
reduziert wird), wenn in einer Kita oder Schule bisher 
besonders viel Fleisch angeboten wird. 

Imbisse als Konkurrenz 
Die Schulverpflegung steht an weiterführenden Schu-
len vor größeren Herausforderungen als an Grund-
schulen, da die Verpflegung nicht mehr für alle Schü-
ler verpflichtend zum Schulalltag gehört. Diverse 
Imbisse im Umfeld von Schulen treten hier in eine 
starke Konkurrenz zur Schulverpflegung. Diese Kon-
kurrenz könnte sich verschärfen, so die Furcht vieler 
Caterer und Schulträger, wenn das Fleischangebot in 
der Schulverpflegung reduziert würde. An weiterfüh-
renden Schulen ist daher eine umfassendere Informa-
tions- und Bildungsarbeit zu einer gesundheitsför-
derlichen Ernährung, die sich auch an Eltern richtet, 
besonders wichtig.

Information ist das eine – Geschmack das andere: 
Essen muss vor allem schmecken! Caterer und Kü-
chenpersonal sollten sich daher vor allem um einen 

guten Geschmack der vegetarischen Speisen bemühen. 
Das Projekt »Essen mit Zukunft« fand heraus, dass 
gerade hier die Spannbreite zwischen den einzelnen 
Gerichten sehr groß ist. Während viele vegetarische 
Gerichte sehr gut abgeschnitten haben, wurden ande-
re Gerichte sehr schlecht bewertet. In Umstellungs-
prozessen sollten daher Feedbacks zu den Gerichten 
genutzt werden, um die Vorlieben der Schüler:innen 
kennenzulernen und die Speiseplanung daran auszu-
richten – ohne dabei auf eine gesundheitsförderliche 
Ernährung zu verzichten. So kann dann auch der zu-
nehmenden Konkurrenz durch die schulnahen Imbis-
se begegnet werden.

Auch der Fischkonsum muss sich ändern

Auch beim Fischkonsum in Kitas und Schulen gibt es 
großen Handlungsbedarf, da das Fischangebot bisher 
viel zu wenig an Nachhaltigkeitskriterien ausgerichtet 
ist. In manchen Kitas und Schulen wird zwar Fisch 
angeboten, der MSC- oder ASC-zertifiziert ist. Doch 
weder das MSC-Siegel noch das ASC-Siegel sind 
geeignet, einen nachhaltigen Fischkonsum sicher-
zustellen. So zertifiziert das MSC-Siegel auch Fisch 
aus überfischten Beständen und mit abzulehnenden 
Fangmethoden (wie z. B. Grundschleppnetzfischerei) 
gefangenen Fisch. Das ASC-Siegel steht unter ande-
rem auf Grund der Fütterung mit Meeresfisch und 
gentechnisch veränderter Soja, der hohen Bestands-
dichten und der schwachen Vorgaben für den Me-
dikamenteneinsatz in der Kritik. Trotz der massiven 
Mängel der Siegel MSC und ASC empfehlen die DGE-
Qualitätsstandards für die Gemeinschaftsverpflegung 
weiterhin, dass beim Einkauf auf diese beiden Siegel 
geachtet wird.

Um den Fischkonsum in Kitas und Schulen wirk-
lich nachhaltig zu gestalten, müsste sichergestellt 
werden, dass Meeresfisch nur dann angeboten wird, 
wenn er den Kriterien der »Guter Fisch«-Liste11 ent-
spricht. Sie beruht auf wissenschaftlichen Kriterien 
und schließt Überfischung aus. Fisch aus Aquakul-
turen kommt nur in Frage, wenn er durch ein Bio-
Siegel wie Naturland zertifiziert ist. Eine entspre-
chende Überarbeitung der DGE-Qualitätsstandards 
ist daher notwendig, um diesen Ansprüchen gerecht 
zu werden. 

Auch die generelle Empfehlung der DGE, einmal 
wöchentlich Fisch in der Gemeinschaftsverpflegung 
anzubieten, sollte überarbeitet werden und sich an 
der Verfügbarkeit von Fisch aus wirklich nachhal-
tiger Fischerei ausrichten.12 Für eine ausreichende 
Versorgung mit allen Nährstoffen ist es nicht nö-
tig, jede Woche Fisch zu essen – auch diesbezüglich 
ist ein Umdenken und mehr Bewusstseinsbildung 
notwendig.
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Mehr Bio in der Gemeinschaftsverpflegung

Mindestanteile für Bio – umstritten, aber machbar
Viele Initiativen zeigen, dass angesichts der zahlrei-
chen Vorteile der ökologischen Landwirtschaft im 
Hinblick auf den Umwelt-, Gesundheits- und Klima-
schutz und für die Anpassung der Landwirtschaft an 
den Klimawandel, die Steigerung des Einsatzes von 
Biolebensmitteln ein wichtiges und durchaus mach-
bares Element einer nachhaltigeren Gestaltung der 
Gemeinschaftsverpflegung ist.13

Mindestbioanteile für die Verpflegung ist ein geeig-
netes politisches Instrument, das in einigen Vorreiter-
Städten erfolgreich erprobt wurde (siehe Kasten).14 
Dennoch schrecken Kita- und Schulträger in vielen 
Städten und Gemeinden noch vor ambitionierten 
Mindestbioanteilen für die Kita- und Schulverpfle-
gung zurück. 

Ein wesentlicher Einwand ist die Sorge, dass Biole-
bensmittel die Mittagessenspreise steigen lassen. Tat-
sächlich jedoch werden diese Kosten von vielen über-
schätzt. Zum einen gibt es einige Biolebensmittel, bei 

denen der Preisunterschied zu konventionellen Pro-
dukten gering ist. Und zum anderen setzt sich der Mit-
tagessenspreis in der Schulverpflegung aus verschie-
denen Kosten zusammen, von denen die Lebensmit-
telkosten in der Regel nur etwa ein Drittel ausmachen. 

Außerdem ist die Reduktion des Fleisch- und 
Fischangebots eine wichtige Chance dafür, parallel 
kostenneutral den Anteil an Biolebensmitteln in der 
Verpflegung zu erhöhen, da Gerichte mit Fleisch und 
Fisch in der Regel deutlich teurer sind als vegetarische 
Gerichte. Die DGE ermittelte die durchschnittlichen 
Kosten des Wareneinsatzes pro Schulmittagessen 
mit Fisch auf 1,53 Euro, mit Fleisch auf 1,41 Euro und 
vegetarisch in Höhe von 1,16 Euro.15

Diverse Biocaterer zeigen bereits, dass ein Mit-
tagessen mit 60 bis 100 Prozent Biolebensmitteln in 
Kitas und Schulen aktuell zu einem Preis zwischen 
3,50 Euro und 5,60 Euro umsetzbar ist (siehe Kasten). 
Die genauen Kosten variieren von Caterer zu Caterer 
und hängen von vielen verschiedenen Faktoren ab. 

Ein weiteres Hindernis für die Etablierung von Min-
destbioanteilen in der Kita- und Schulverpflegung ist 
das häufig vertretene Argument, es seien nicht genug 
Biolebensmittel verfügbar. Doch die Realität ist diffe-
renzierter. Biogroßhändler geben an, dass kurzfristig 
auf eine erhöhte Nachfrage reagiert werden kann. 
Schwieriger hingegen wird es, wenn erwartet wird, 
dass die Biolebensmittel auch aus der Region stammen. 

Wesentlicher noch als die Verfügbarkeit ist das 
Fehlen geeigneter Verarbeitungsbetriebe für Bio
lebensmittel. In der Regel benötigen Küchen und 
Caterer z. B. vorverarbeitetes Gemüse. Auf politischer 
Ebene bedarf es daher der Unterstützung des Aufbaus 
von Verarbeitungsbetrieben und regionalen Wert-
schöpfungsketten. Steigerung der Nachfrage, Steige-
rung der Produktion und Aufbau von Verarbeitungs-
stätten gehen dabei Hand in Hand. Und dafür spielen 
langfristig geplante verbindliche Mindestbioanteile in 
der Gemeinschaftsverpflegung eine wichtige Rolle: Sie 
bieten Erzeugern und Verarbeitungsbetrieben Anreize 
und eine verlässliche Planungsgrundlage.

Politisch gesetzte verbindliche Mindestbioanteile 
sind auch deshalb notwendig, da viele Caterer nur 
dann bereit sind, mehr Biolebensmittel einzusetzen, 
wenn dies explizit vom Auftraggeber (Kita- und Schul-
träger) bzw. von den Kund:innen nachgefragt wird. 
Flankiert werden sollte das durch die Förderung von 
Beratungsleistungen. Einige Städte in Deutschland ha-
ben bereits Beratungsangebote finanziert, die zu einer 
erfolgreichen Umstellung auf mehr Biolebensmittel 
beigetragen haben (siehe Kasten). 

Hemmnisse und Erfolgsfaktoren 
Städte und Kommunen können Bioverpflegung in 
Kitas, Schulen und anderen Institutionen durch wei-

Folgerungen & Forderungen

	■ Eine nachhaltige Gemeinschaftsverpflegung sollte 
verstärkt als politische Aufgabe wahrgenommen 
werden. Städte und Kommunen, aber auch die 
Landesregierungen und die Bundesregierung stehen 
in der Verantwortung, eine zukunftsfähige Gemein-
schaftsverpflegung zu unterstützen. 

	■ Um politische Entscheidungsträger:innen zu 
überzeugen, Maßnahmen für eine zukunftsfähige 
Gemeinschaftsverpflegung zu ergreifen, müssen ver-
breitete Irrtümer entkräftet werden, unter anderem 
bezüglich der Kosten der Bioverpflegung.

	■ Das Fleischangebot in Kitas und Schulen sollte 
entsprechend der DGE-Empfehlungen auf maximal 
einmal pro Woche begrenzt werden. Dem Narrativ 
der vermeintlichen Bevormundung muss offensiv 
entgegengesetzt werden, dass es Teil des Bildungs-
auftrags von Schulen und Kitas ist, ein gesundheits-
förderliches Essen bereitzustellen.

	■ Die DGE-Empfehlungen zum Fischkonsum sollten über-
arbeitet werden – Fisch sollte nur unter der Bedingung 
empfohlen werden, dass er aus nicht überfischten 
Beständen (gemäß »Guter Fisch«-Liste) kommt.

	■ Verbindliche Nachhaltigkeitsstandards für den Fisch- 
und Fleischkonsum und Mindestbioanteile für die 
Verpflegung sollten ergänzt werden durch verstärkte 
Ernährungsbildung in Schulen, durch die Förderung 
von Verarbeitungsbetrieben und die Finanzierung 
von Beratungsangeboten für Caterer.
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tere Maßnahmen, wie z. B. durch die Etablierung von 
kommunalen Betrieben für die Kita- und Schulver-
pflegung, unterstützen. Denn ein Hindernisfaktor 
für mehr Bioverpflegung ist auch die Erfahrung, dass 
insbesondere kleinere Kommunen im ländlichen 
Raum zunehmend Probleme haben, überhaupt Ca-
teringbetriebe für die Gemeinschaftsverpflegung zu 
finden. Dementsprechend bestehen Sorgen, dass zu 
hohe Anforderungen z. B. an einen höheren Bioanteil 
dazu führen können, dass kein Cateringunternehmen 
bereit ist, die Verpflegung zu übernehmen. 

Kommunale Eigenbetriebe bieten hier eine gute 
Alternative und haben den Vorteil, dass ein größe-
rer finanzieller Spielraum für die Einführung von 
Biolebensmitteln besteht, weil zum einen die Mehr-
wertsteuer wegfällt und zum anderen kommunale 
Eigenbetriebe keinen Gewinn erwirtschaften müs-
sen. Im Hinblick auf die Potenziale von kommuna-
len Eigenbetrieben für die Gemeinschaftsverpflegung 
kann Deutschland von Frankreich lernen: Während 
es hierzulande bisher nur wenige Beispiele für kom-
munale Eigenbetriebe gibt (z. B. Göttingen, Darm-
stadt und Stuttgart), werden in Frankreich 60 Prozent 
der Schulverpflegungsmahlzeiten durch kommunale 
Eigenbetriebe zubereitet (siehe Kasten).

Diese Beispiele zeigen, dass es zwar einige Hemm-
faktoren für mehr Biolebensmittel in der Gemein-
schaftsverpflegung gibt, aber ebenso viele Erfolgsfak-
toren, die in zahlreichen Orten bereits erprobt und 
ausgewertet wurden. Die vielen erfolgreichen Bei-
spiele sollten in der Kommunikation mit politischen 
Entscheidungsträgern genutzt werden, um weitere 
Initiativen auf den Weg zu bringen. Denn Städte und 
Kommunen haben einige Instrumente in der Hand, 
eine nachhaltige Verpflegung in öffentlichen Einrich-
tungen voranzubringen und damit einen wichtigen 
Beitrag zu leisten für ein Ernährungssystem, das unse-
re natürlichen Lebensgrundlagen, Ernährungssicher-
heit und unsere Gesundheit gleichermaßen schützt. 
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Förderhinweis
Die redaktionelle Bearbeitung dieses Beitrags erfolgte im Rahmen 
des von der Landwirtschaftlichen Rentenbank geförderten Pro-
jektes »Marktorientierte Transformation der Landwirtschaft. Dis-
kussion von marktorientierten Instrumenten zur Finanzierung von 
nachhaltiger Produktion und angemessenem Einkommen«.
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